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Bern, im Mai 2014 

 

 

Stellungnahme zur laufenden Revision des AT des Strafgesetzbuches, 

Änderung des Sanktionenrechts (12.046) 
 

 

 

I. Allgemeine Überlegungen 
 

Die Arbeiten zum geltenden AT StGB wurden bereits in den 70er Jahren aufgenommen, das Gesetz 

wurde nach ausführlichen Debatten in beiden Räten und zahlreichen Differenzbereinigungen 2002 

beschlossen und 2007 in Kraft gesetzt. Die Revision von 2007 war vor allem auf zwei Ziele hin 

ausgerichtet (siehe Botschaft 2005): Einerseits wollte man im Bereich des Massengeschäfts der 

Bagatelldelikte den Strafbehörden die Möglichkeit geben, eine Strafe auszufällen, welche die 

gesellschaftliche Stellung der Verurteilten nicht über Gebühr belastet. Kurze Freiheitsstrafen sollten 

nur noch ausnahmsweise zur Anwendung gelangen, da sie kaum zur Sozialisierung der Täter 

beitragen und angesichts des Wertewandels in der Gesellschaft als überholt angesehen wurden. Das 

zweite Anliegen der Revision war die Verstärkung des Schutzes vor gefährlichen Gewalttätern. 

Diese beiden Bereiche sind auseinander zu halten. Die Fälle, welche in grosser Zahl mit der 

Verhängung von (bedingten) Strafen abgeschlossen werden, sind nicht diejenigen Fälle, welche 

Schlagzeilen machen. Entsprechend scheint es auch wenig zielführend, einem Unbehagen 

gegenüber dem Umgang mit Gewalttätern mit einer Revision im Bereich der Bagatelldelikte zu 

begegnen. Für eine Verschärfung in diesem Bereich gibt es abgesehen von einem „schlechten 

Bauchgefühl“ kaum einen Anlass. Für eine fundierte Einschätzung der Auswirkungen des neuen 

Rechts ist es nach wie vor zu früh. Die Statistiken zeigen jedoch immerhin, dass die Kriminalitätsziffern 

nach der letzten Revision mehr oder weniger konstant geblieben sind (vgl. die im Auftrag des 

Bundesamtes für Justiz erstellte Evaluation der Wirksamkeit des revidierten AT StGB vom 

30.05.2012). 
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Wenn es nun vereinzelte Fälle gibt, denen man mit dem geltenden Recht nicht zur allgemeinen 

Zufriedenheit begegnen kann, so wäre es eher angezeigt, diesen Problemen konkret zu begegnen 

anstatt das ganze Sanktionssystem bereits wieder umzukrempeln. Ziel des Gesetzgebers im Bereich 

des Sanktionenrechts sollte es nicht sein, dem Ruf der Medien zu genügen, sondern den 

Strafbehörden ein taugliches und geeignetes Arbeitsinstrument in die Hand zu geben. Dafür wäre ein 

stabiles und dauerhaftes Recht, das den Gerichten erlaubt, eine Praxis aufzubauen, die 

Rechtssicherheit und Stabilität garantiert, zielführend. 

 

Das Schweizer Strafrecht ist weniger von der Idee eines "absoluten" Strafanspruchs geprägt, sondern 

vom Anspruch auf Zweckmässigkeit bzw. auf deliktpräventive Wirksamkeit des Strafens. 

In diesem Sinne ist zusammenfassend vorab zu sagen, dass die DJS  keine Veranlassung für 

eine erneute umfassende Revision des AT StGB sehen. Die Rechtssicherheit wird gefährdet 

und das Vertrauen in das Strafsystem destabilisiert.  Rechtsstaatliche Grundsätze verlangen, dass 

bei gleicher Wirksamkeit das mildeste Mittel gewählt wird. Das neue, mildere Recht scheint zumindest 

nicht schlechter abzuschneiden als das alte. Aus unserer Sicht wäre es daher vorzuziehen gewesen, 

mit gewichtigen Anpassungen zuzuwarten bis verlässliche Zahlen und Erkenntnisse vorliegen, welche 

eine abgeklärte Revision möglich machen. 
 

II. Zu einzelnen Punkten 
 

1. Bedingte Geldstrafe 

Im heute geltenden System ist die bedingte Geldstrafe zur am meisten ausgefällten Strafe geworden 

und hat damit die kurzen Freiheitsstrafen abgelöst, welche nur unbedingt und unter eingeschränkten 

Voraussetzungen möglich sind. Als Argumente gegen die bedingte Geldstrafe wird vorgebracht, dass 

es dieser an gesellschaftlicher Akzeptanz fehle, zu wenig bestraft werde, ihre spezial- und 

generalpräventive Wirkung in weiten Kreisen der Gesellschaft als zu schwach empfunden werde oder 

dass die Konstruktion selbst von Jurist_innen oft nicht verstanden werde. 

Dagegen ist vorzubringen, dass die bedingte Geldstrafe in der Revision von 2007 nicht unüberlegt 

eingeführt worden ist. Der Vorschlag, den bedingten Vollzug nur für Freiheitsstrafen vorzusehen, 

wurde als Option diskutiert und mit guten Gründen abgelehnt. Ein wichtiger Punkt war dabei die 

Schwellenproblematik: Sieht man den bedingten Vollzug für die Freiheitsstrafen vor, nicht aber 

für die Geldstrafen, führt dies im Ergebnis dazu, dass im Bereich der Bagatelldelikte aufgrund 

der Verhältnismässigkeit in den meisten Fällen bedingte Freiheitsstrafen ausgefällt werden 

müssten, da diese im Verhältnis zur unbedingten Geldstrafe die mildere Strafe darstellen. 
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Weiter war offensichtlich die Meinung vorherrschend, dass bei Geldstrafen in vielen Fällen ein 

Strafausspruch mit bedingtem Vollzug ausreicht. 

Die Bestrafung ist zudem nicht gering; wer zu einer bedingten Geldstrafe verurteilt wird, bezahlt immer 

noch u.a. die Untersuchungsgebühr (mehre Hundert bis mehrere Tausend Franken), die Kosten der 

rechtsmedizinischen Untersuchung oder die Auswertung von Handys oder Computern und eine 

Verbindungsbusse. 

 

Wenn es dagegen nun offenbar Vorbehalte zur generalpräventiven Wirkung gibt, so spricht dies nicht 

grundsätzlich gegen das Institut der bedingten Geldstrafe, sondern allerhöchstens für deren 

Einschränkung. Insbesondere ist daran zu erinnern, dass Generalprävention schwer messbar ist. Aus 

den heute vorhandenen Statistiken kann zumindest der Schluss gezogen werden, dass das neue 

Recht nicht zu einem massiven Anstieg der Straftaten geführt hat. Von einer fehlenden Wirksamkeit 

des neuen Sanktionenrechts kann nicht ausgegangen werden.  

Auch ist darauf hinzuweisen, dass gerade im Hinblick auf generalpräventive Bedenken in Art. 42 Abs. 

4 StGB die Möglichkeit vorgesehen wurde, bedingte Strafen mit einer unbedingten Geldstrafe oder 

einer Busse zu verbinden. Diese Möglichkeit wird denn auch rege genutzt. Schliesslich wird die 

Wirkung von Art und Höhe der Strafe auch überschätzt. Abschreckend wirkt in vielen Bereichen vor 

allem das Risiko, ein Strafverfahren über sich ergehen lassen zu müssen. 

 

Der Nationalrat hatte in Abweichung zum Vorentwurf und dem Entwurf des Bundesrats vorgeschlagen, 

die bedingte Geldstrafe beizubehalten, aber im Unterschied zum geltenden Recht auf Fälle mit 

qualifiziert guter Prognose einzuschränken. Damit wird die Schwellenproblematik gegenüber dem 

Entwurf des Bundesrates zwar etwas entschärft. Hingegen verbleibt überall dort, wo nur die 

Voraussetzungen für die bedingte Freiheitsstrafe, nicht aber die Voraussetzungen für die bedingte 

Geldstrafe erfüllt sind, die Möglichkeit, dass eine Freiheitsstrafe ausgesprochen werden muss, obwohl 

eine Geldstrafe dasselbe Ziel erreichen würde. Insbesondere ist gegen den Vorschlag des 

Nationalrates aber vorzubringen, dass diese Lösung gerade keine Vereinfachung und bessere 

Nachvollziehbarkeit des Sanktionenrechts mit sich bringt, was mitunter als Haupteinwand gegen das 

heutige System vorgebracht wurde. Wenn nun unterschiedliche Voraussetzungen für den bedingten 

Vollzug bei verschiedenen Strafarten eingeführt werden, wird das System nicht verständlicher. Zudem 

wird es sehr schwierig sein, eine Abgrenzung zwischen guten und qualifiziert guten Prognosen zu 

machen.  

Die DJS empfehlen daher, das geltende System, das den bedingten Vollzug bei Geld- und 

Freiheitsstrafen unter gleichen Voraussetzungen vorsieht, beizubehalten.  
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2. Verhältnis der Geldstrafe zur Freiheitsstrafe 

Die kurzen Freiheitsstrafen wurden durch die letzte Revision abgeschafft, weil man erkannt hatte,  

dass es sich bei den kurzen Freiheitsstrafen im Wesentlichen um eine kostspielige Freizeitstrafe 

handelt und die Freiheit durch alternative Sanktionen für den Betroffenen wie für die Gesellschaft auf 

sinnvollere Weise eingeschränkt werden kann.  

Da Freiheitsstrafen unter einem halben Jahr nach geltendem Recht nur unbedingt und unter 

eingeschränkten Voraussetzungen ausgesprochen werden können, ist heute im Bereich der 

Bagatelldelikte bis hin zur mittleren Kriminalität die Geldstrafe als Strafart vorherrschend, was auch 

eines der Ziele der Revision von 2007 war. Da unbestritten ist, dass die Geldstrafe weniger stark 

in die Rechtsstellung der verurteilten Person eingreift als eine Freiheitsstrafe, ist auch klar, 

dass in einem Fall, in dem eine Geldstrafe ausreicht, um den Strafzweck zu erreichen, diese 

Strafe auszufällen ist. Nur wo die Verhängung einer Geldstrafe nicht ausreichend erscheint, darf 

unter diesem Gesichtspunkt eine Freiheitsstrafe ausgesprochen werden.  

 

Der Vorentwurf des Bundesrates sieht vor, die kurzen Freiheitsstrafen wieder einzuführen und damit 

dem Gericht unter anderem die freie Wahl zu lassen, ob es in diesem Bereich der leichten Kriminalität 

eine Geldstrafe (welche allerdings nur unbedingt ausgefällt werden kann) oder eine kurze (bedingte 

oder unbedingte) Freiheitsstrafe aussprechen will. 

Als Argumente für diese Gleichstellung werden primär zwei Problemkreise vorgebracht: Zum einen 

wird argumentiert, dass beispielsweise in Fällen von häuslicher Gewalt das Opfer durch die Strafe 

zusätzlich belastet werde, da die Geldstrafe die Haushaltskasse belaste. Ausserdem sei die Geldstrafe 

bei sehr begüterten Straftätern nicht zweckmässig. Andererseits sei die Geldstrafe für sehr wenig 

Begüterte einschneidender, wenn sie diese nicht bezahlen können und dann durch die 

Ersatzfreiheitsstrafe stärker belastet werden. Dabei ist festzustellen, dass diese Argumente just von 

den Seiten her kommen, aus denen zugleich ein erhöhter Mindesttagessatz und die Abschaffung der 

bedingten Geldstrafe verlangt werden. Wenn die Bevorzugung der Geldstrafe gegenüber der 

kurzen Freiheitsstrafe im geltenden Recht in gewissen Konstellationen zu sozialen 

Ungerechtigkeiten führt, so ist nach einem Weg zu suchen, diese Konstellationen gezielt 

besser in den Griff zu bekommen, und nicht das System als Ganzes abzuschaffen. 

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass die vorgeschlagenen Änderungen eben gerade nicht zu einer 

Gleichstellung der Geldstrafe mit der Freiheitsstrafe und damit zu einer freien Wahl durch das Gericht 

führen. Dass gleichzeitig nämlich der bedingte Vollzug für die Geldstrafe abgeschafft resp. 

eingeschränkt werden soll, führt dazu, dass aufgrund des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes in 

denjenigen Fällen, in denen die Voraussetzungen für den bedingten Vollzug gegeben sind, eine 

bedingte Freiheitsstrafe ausgefällt werden müsste. Das heisst einerseits, dass im Falle von 

Bagatelldelikten wiederum Freiheitsstrafen ausgefällt werden müssten, obwohl diese gar nicht 
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notwendig sind. Zugleich würde diese Strafe, die zurück gedrängt werden sollte wiederum zur Regel 

werden. 

Zu vermeiden ist eine gesetzliche Regelung, bei welcher der Richter befugt ist, nach 

generalpräventiven Gesichtspunkten zu entscheiden, ob eine Geld- oder eine Freiheitsstrafe ausgefällt 

wird und ob diese bedingt oder unbedingt ist. Sowohl die Art der Sanktion als auch die Frage nach 

dem bedingten Vollzug sind nach individuellen Kriterien zu entscheiden. Denkbar wäre eine 

Regelung, dass nur dann auf eine Freiheitsstrafe erkannt wird, wenn sie notwendig erscheint, um 

einem Rückfall des Täters entgegenzuwirken, beispielsweise bei einem äusserst begüterten Täter. 

Dies entspricht dem Vorschlag der Rechtskommission des Ständerates (Art. 41 Abs. 1 bis). Dabei 

sollen die Voraussetzungen für die Gewährung des bedingten Geldstrafvollzugs unverändert bleiben, 

um das angesprochene Dilemma (Schwellenproblematik) zu übergehen.  

Zu denken ist schliesslich an die nicht unwesentliche Tatsache, dass es schlicht und einfach nicht 

genügend Haftplätze gibt, um wieder vermehrt kurze Freiheitstrafen auszusprechen. 

 

Die weitere Forderung, die Geldstrafe von mehr als 180 Tagen abzuschaffen erscheint auch 

wenig sinnvoll und wurde zu wenig kritisch geprüft. Bei 25 bis 30% der Strafen von 6 – 12 

Monaten sprach das Gericht in den letzten Jahren eine Geldstrafe aus. Die Argumente, die gegen die 

Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten ins Feld geführt werden, gelten auch für Freiheitsstrafen bis zu 

zwölf Monaten. Im Normalvollzug ist eine resozialisierende Ausgestaltung kaum machbar. 

 
3. Untergrenze des Tagessatzes 

Der minimale Tagessatz für die Geldstrafe wurde bereits in der letzten Revision breit diskutiert. Für 

Sozialhilfeempfänger_innen, war die Meinung, sei es nicht ohne weiteres möglich, auch nur CHF 10.- 

pro Tag zu entbehren. Die Festlegung eines Mindesttagessatzes ist systemwidrig. Das Tagessatz-

system sieht vor, dass die Höhe des Tagessatzes nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 

verurteilten Person bemessen wird. Das Gericht muss dabei auf den Einzelfall Rücksicht nehmen 

können. Wenn überhaupt sollte der Minimaltagessatz auf CHF 10.- festgelegt werden, wie dies 

auch von der Rechtskommission des Ständerates vorgeschlagen wurde. 

 
4. Vollzug der Geldstrafe 

Eine Änderung im Vollzug der Geldstrafe war weder im Vorentwurf noch im Entwurf des Bundesrates 

vorgesehen. Entsprechend war dies auch kein Thema im Vernehmlassungsverfahren, so dass sich 

weder Vollzugsbehörden noch Organisationen, welche Betroffene vertreten, dazu äussern konnten. 

Der Vorschlag einer Straffung des Vollzugs der Geldstrafe kam erst im September 2013 im Nationalrat 

auf und wurde – angesichts der massiven Verschärfung durchaus überraschend – diskussionslos und 
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einstimmig angenommen. Dies ist wenig nachvollziehbar. Zwar wurden in der Umfrage bei den 

Mitgliedern der KKJPD des BJ im Jahr 2009 von einigen Kantonen von gewissen Schwierigkeiten 

berichtet. Diese Angaben sind jedoch zu wenig konkret als dass sie eine solche Veränderung 

ohne weitere Abklärungen rechtfertigen würden.  

 

Bei der Festsetzung der Geldstrafe wird – umso mehr, sollte neu eine fixe Untergrenze für den Tages-

satz gelten – regelmässig ins Existenzminimum der Verurteilten eingegriffen. Entsprechend ist es aber 

auch eine Illusion, dass der oder die Verurteilte die geschuldete Summe im Zeitraum der Anzahl 

Tagessätze, zu denen er oder sie verurteilt wurde, ansparen könnte. Entsprechend ist genügend Zeit 

zur Bezahlung einzuräumen. Eine sofortige Umwandlung der Geldstrafe in eine Freiheitsstrafe 

bei Säumnis ist aber insbesondere auch darum abzulehnen, weil dies den Verurteilten 

erlauben würde, die Form der Strafe selber zu bestimmen, kann er doch durch blosses 

Zuwarten eine Freiheitsstrafe erwirken. Gerade für vermögende Täter dürfte dies – bei der 

Möglichkeit des tageweisen Vollzugs resp. electronic monitoring – eine valable Option sein. Allein das 

Bestehen auf dem Betreibungsweg stellt sicher, dass diejenige Strafe vollzogen wird, die von der 

Strafbehörde auch tatsächlich angeordnet worden ist.  

  
 

5. Strafbefehl 

Im Nationalrat wurde darüber debattiert, die Strafbefehlskompetenz (AB 2013 N 1664 / BO 2013 N 

1664), die heute bei sechs Monaten Freiheitsstrafe liegt, zu erweitern. Muss dabei eine früher 

ausgesprochene Freiheitsstrafe widerrufen werden, so ist die frühere Strafe zur neuen hinzuzuzählen. 

Ein Strafbefehl ist nur möglich, wenn beide Strafen zusammen nicht mehr als sechs Monate ergeben. 

Die Rechtskommission des Nationalrats schlug vor, die widerrufene Strafe nicht mehr mit der neuen 

zusammen zu zählen und der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit zu geben, im Strafbefehl Gesamt-

strafen von bis zu zwölf Monaten auszufällen (je sechs Monate für den Widerruf sowie die neue 

Strafe).  

Der Bundesrat hingegen schlug vor, dass unbedingte Freiheitsstrafen nur dann in einem Strafbefehl 

ausgesprochen werden können, wenn sie höchstens drei Monate betragen. Dies insbesondere 

aufgrund von rechtsstaatlichen Bedenken: Die Staatsanwaltschaft, welche die Strafbefehle ausfällt, 

erfüllt die Anforderungen an ein unparteiisches und unabhängiges Gericht nicht. Sie kann einen 

Strafbefehl erlassen, ohne die beschuldigte Person einvernommen zu haben und dieser damit die 

Möglichkeit gegeben zu haben, sich zu den Vorhalten zu äussern. Besonders kritisch ist weiter, dass 

der Strafbefehl per Post zugestellt wird. Damit haben beschuldigte Personen, die der Verfahrens-

sprache nicht mächtig sind, anders als im gerichtlichen Verfahren keinen Anspruch auf Übersetzung. 

Es ist daher von einer nicht unerheblichen Anzahl Fälle auszugehen, in welchen die beschuldigte 
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Person den Inhalt des Strafbefehls nicht oder nur unzureichend versteht und sich seiner Bedeutung 

nicht bewusst ist. Diese Punkte sprechen zwar nicht grundsätzlich gegen die Möglichkeit des 

Strafbefehls, welcher insbesondere eine rasche Erledigung von Bagatellfällen zulässt, sie sprechen 

hingegen dafür, den Anwendungsbereich des Strafbefehls auch auf solche Bagatellfälle zu 

beschränken. Eine Beschränkung des Strafbefehls auf maximal drei Monate entspricht denn auch 

den Regelungen, die in den meisten Kantonen vor 2007 galten. Die Ausdehnung auf sechs Monate 

mit der Revision des AT StGB stand in engem Zusammenhang mit der Verdrängung der kurzen 

Freiheitsstrafen. Wenn diese jetzt wieder vermehrt möglich sein sollen, ist es notwendig, die 

Strafbefehlskompetenz entsprechend einzuschränken. Werden kurze Freiheitsstrafen nicht 

wieder eingeführt, so kann die Einschränkung der Strafbefehlskompetenz abgelehnt werden. 

 

6. Wiedereinführung des strafrechtlichen Landesverweises 

Die Aufhebung der Landesverweisung als Nebenstrafe wurde schon in der Vernehmlassung zur 

Revision von 2007 mehrheitlich begrüsst und ihre Wiedereinführung wurde bei einer Umfrage bei den 

Mitgliedern der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und –direktoren des BJ von 

2009 mit grosser Mehrheit abgelehnt. Die Argumente sind dieselben geblieben: Die Landesverweisung 

ist primär eine fremdenpolizeiliche Massnahme. Ihre zusätzliche Ausgestaltung als Nebenstrafe führt 

zu unnötigen Abgrenzungsproblemen und Zweispurigkeiten. Die Wiedereinführung ist abzulehnen. 

 

Insgesamt lässt sich die Revision wohl nicht mehr vermeiden, auch wenn sich viele und gute Gründe 

dafür aussprechen würden. Die DJS können sich aber in den Punkten kurze Freiheitsstrafen, 

bedingte Geldstrafen, Vollzug der Geldstrafe und Untergrenze der Geldstrafe mit den 

Vorschlägen der Rechtskommission des Ständerates einverstanden erklären. Des Weiteren 

erachten wir eine Abschaffung der Geldstrafe von mehr als 180 Tagen und ein unbedingter 

Vollzug der Hälfte der Geldstrafe als wenig zielführend, genauso wie die Wiedereinführung der 

Landesverweisung.  

Mit Ersuchen um Berücksichtigung unserer Anliegen verbleiben wir 

 

Mit freundlichen Grüssen, 

 
Melanie Aebli 

Geschäftsleitung DJS / AG Strafrecht DJS 


